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Bebauungsplan "Bildungscampus Eselsberg", Stadtteil Eselsberg 

Abwägungsvorlage zur frühzeitigen Beteiligung 

 

Stadt Ulm 

 
 

 

 
In der Zeit vom 19.02.2024 bis einschließlich 18.03.2024 wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchgeführt. 
 

Es wurden keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit abgegeben. 
 
Mit Schreiben vom 16.02.2024 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB bis einschließlich 
18.03.2024 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
 

Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnahmen ohne Einwände bzw. keine Stellungnah-
men zur Planung vorgebracht: 

 
- Regierungspräsidium Tübingen- Referat 21 Raumordnung (Stellungnahme vom 13.03.24) 
- Regierungspräsidium Tübingen - Abt. 4 Straßenwesen und Verkehr (keine Stellungnahme) 
- Regionalverband Donau-Iller (Stellungnahme vom 18.03.24) 
- Nachbarschaftsverband Ulm (keine Stellungnahme) 
- Handwerkskammer (Stellungnahme vom 15.03.24) 
- Industrie- und Handelskammer (Stellungnahme vom 18.03.24) 
- Terranets bw (GVS) (keine Stellungnahme) 
- EnBW Stuttgart (Stellungnahme vom 01.03.24) 
- Stadt Ulm, Bildung und Sport (Stellungnahme vom 07.03.2024) 
- Stadt Ulm, Gebäudemanagement (keine Stellungnahme) 
- Stadt Ulm, Verkehrsplanung, Grünflächen und Vermessung (keine Stellungnahme) 
- Stadt Ulm, SUB, Strategische Planung (keine Stellungnahme) 

 
 

 
Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen zum 
Bebauungsplanverfahren vorgebracht: 
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Stellungnahme Behörde / Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Regierungspräsidium Stuttgart– Landesamt für Denkmalpflege (Stellungnahme vom 11.03.2024) 
 
1. Bau- und Kunstdenkmalpflege: 
Bezüglich des genannten Verfahrens äußert die Bau- und Kunstdenkmalpflege keine Anregungen 
oder Bedenken. 
 
2. Archäologische Denkmalpflege: 
Im Plangebiet sind nach aktuellem Wissensstand keine archäologischen Kulturdenkmale bekannt. 
Wir weisen darauf hin, dass die Regelungen des §§20 und 27 DSchG grundsätzlich gelten und bit-
ten diese in die Planunterlagen der Bauleitplanungen aufzunehmen: 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde (Landesamt für 
Denkmalpflege, Tel. 07071/757-2429) oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit 
einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 
DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zu-
mindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten 
schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 
 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
Planänderung (redaktionell): In den Entwurf wird 
ein Hinweis zur Denkmalpflege aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 9 Landesamt für Geologie (Stellungnahme vom 14.03.2024) 
 
B Stellungnahme 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche Belange 
äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) auf der Grundlage der ihm 
vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
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das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotech-
nischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gut-
achtenden Ingenieurbüros. Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andern-
falls die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungs-
bereich von Gesteinen der Unteren Süßwassermolasse und der Mergelstetten-Formation, die teil-
weise von lössführender Fließerde und Weißjura-Hangschutt überlagert werden. Mit lokalen Auf-
füllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu 
rechnen.  
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rech-
nen. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-
zuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirt-
schaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall 
die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen 
der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen 
auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter 
Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Baugrundunter-
suchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzutra-
gen. 
Allgemein der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBod-
SchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbe-
baute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Gewähr-
leistung des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rahmen 

 
 
 
 
 
Planänderung (redaktionell): In den Entwurf wer-
den die geotechnischen Hinweise aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
Planänderung (redaktionell): Es wurde ein Hinweis 
zum Bodenschutz in den Entwurf aufgenommen. 
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der weiteren Vorhabenplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine Erstellung des Boden-
schutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend empfohlen. 
 
Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500m³ Bodenüberschussmassen entstehen, so 
ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallver-
wertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um 
so die natürlichen Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten.  
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Be-
denken vorzubringen. 
 
Grundwasser 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für 
das Plangebiet ein hydrogeologisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder hydrogeologi-
scher Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gut-
achtenden Ingenieurbüros. 
 
Das Planungsvorhaben liegt nach Kenntnis des LGRB außerhalb von bestehenden oder geplanten 
Wasserschutzgebieten oder sonstigen relevanten Bereichen sensibler Grundwassernutzungen. 
 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung des LGRB zu hydrogeologischen Themen 
statt. 
 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.  
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das 
Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bun-
ker, unterirdische Keller) betroffen. 
 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert. 
 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
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Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Karten-
werk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(https://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Ka-
taster, welches im Internet unter der Adresse https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwen-
dung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen werden kann. 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 

LRA, Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit (Stellungnahme vom 05.03.2024) 
 
Seitens des Fachdienstes Gesundheit bestehen keine Bedenken. Eine kleine Anmerkung: Bisher ist 
zwischen dem Verkehrsweg (kann sich aufheizen) und dem Gebäudekomplex der Schule viel aus-
gleichende Grünfläche, diese wird nun durch das Vorrücken der Fassade minimiert, insbesondere 
auf Höhe der Haltestelle. Schön wäre ein kleiner Streifen, der die versiegelten Flächen vor der Fas-
sade unterbricht und für etwas Kühlung sorgt. 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men und die Anmerkung im Planungsprozess be-
rücksichtigt. 
 

Stadt Ulm, Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht, Abteilung Altlasten, Bodenschutz, 
Wasserrecht und Naturschutz (Stellungnahme vom 14.03.2024) 
 
Bodenschutz 
Vorsorgeanforderungen BBodSchV 
Bei dem Umgang mit Boden im Sinne der BBodSchV sind zur Vorsorge gegen das Entstehen 
schädlicher Bodenveränderungen (BBodSchV § 3) vor Vorsorgeanforderungen (BBodSchV § 4) zu 
beachten. Bei Erschließungsmaßnahmen oder Bauvorhaben auf einer Fläche von mehr als 0,3ha, 
ist eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 vorzusehen (§ 4 BBodSchV). Dies beinhal-
tet auch die Vorlage eines Bodenschutzkonzepts (BSK). Für verfahrensfreie Vorhaben (z.B. Erschlie-
ßung) sind die Unterlagen 6 Wochen vor Beginn der Maßnahme bei der unteren Bodenschutzbe-
hörde einzureichen, für zulassungspflichtige Vorhaben sind die Unterlagen zusammen mit den 
Bauanträgen einzureichen. Für alle Arbeiten im Sinne der BBodSchV sind die Anforderungen nach 
DIN 19639, DIN 19731 sowie DIN 18915 zu beachten. 
 
Erdmassenausgleich LKreiWiG § 3 (3) 
Bei der Planung der Bauvorhaben ist darauf hinzuwirken, dass durch Festlegung der Straßen- und 
Gebäudeniveaus die anfallenden Aushubmassen vor Ort verwendet werden. Es ist ein Erdmassen-
ausgleich vorzusehen. Für nicht vor Ort verwendbare Aushubmassen sind entsprechende Verwen-
dungsmöglichkeiten im Landschaftsbau oder bei Rekultivierung vorzusehen. 

 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die geltende Rechtslage wird zur 
Kenntnis genommen. Es wurde ein Hinweis zum 
Bodenschutz in den Entwurf aufgenommen. 
 
Die Begründung wird um einen Abschnitt zum Bo-
denschutz ergänzt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die geltende Rechtslage wird zur 
Kenntnis genommen. Bei der Umsetzung werden 
die entsprechenden Maßnahmen durch die ausfüh-
renden Stellen getroffen. 
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Abfallverwertungskonzept 
Fallen mehr als 500m³ Bodenaushub an, ist ein ausführliches Abfallverwertungskonzept vorzule-
gen. Das Konzept muss nachvollziehbare Angaben enthalten, wie und wo welche Mengen der an-
fallenden Aushubmaterialien (Oberboden, Boden, Boden mit Verunreinigungen) wiederverwendet 
werden. Die geplanten Wiederverwertungsstellen sind anzugeben, insbesondere Verwertungen 
in/unter technischen Bauwerken sind genau anzugeben. 
 
Auf- oder Einbringen von Material 
Für das Auf- oder Einbringen von Materialien auf oder in eine Bodenschicht gelten die Anforderun-
gen der aktuellen BBodSchV (§ 6, § 7 und § 8). Für den Einbau von Materialien unter technischen 
Bauwerken gelten die Anforderungen der Ersatzbaustoffverordnung (EBV).  
 
Wasserrecht 
Bei der Erschließung von neuen Siedlungsgebiete ist im Sinne des § 55 WHG ein zentrales wasser-
wirtschaftliches Ziel, eine nachhaltige und "naturnahe" Entwässerung zu etablieren, bei der die 
kleinräumige Wasserbilanz auch nach der Erschließung derjenigen der unbebauten Fläche mög-
lichst nahekommt. 
 
Bei geotechnischen Untersuchungen sind die Möglichkeiten der Versickerung von Niederschlags-
wasser eingehend zu untersuchen. Natürliche und technische Möglichkeiten der Versickerung sind 
zu prüfen, es gelten die Anforderungen des DVGW-Merkblatts DWA-A-138 und der "Arbeitshilfe 
für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten" (LfU 2005). 
 
Naturschutz 
Zum geplanten Bebauungsplan ergeben sich keine grundsätzlichen Bedenken. 
Die Fläche befindet sich im geschützten Landschaftsbestandteil, dieser ist als Satzung (Satzung des 
Bürgermeisteramts Ulm zum Schutz von Grünbeständen auf der Gemarkung Ulm, Flur Ulm vom 
01. Februar 2985 in der Fassung vom 04. Oktober 2006) erlassen. 
In der Unterlage "Beschlussvorschlag Aufstellungsbeschluss" wird bei 6,4 erwähnt, dass bis zum 
Aufstellungsbeschluss ein artenschutzrechtliches Gutachten, das auf den Ergebnissen der Bege-
hungen von 2017 aufbaut, erarbeitet wird. Die Ergebnisse werden in den Bebauungsplan eingear-
beitet. Da die Begehungsergebnisse von 2017 deutlich über der 5-Jahresfrist liegen, ist die arten-
schutzrechtliche Prüfung mit aktuellen Erhebungsergebnissen zu erstellen. 
 

 
Der Hinweis auf die geltende Rechtslage wird zur 
Kenntnis genommen. Im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahren wird ein Abfallverwertungskon-
zept eingefordert. 
 
 
Der Hinweis auf die geltende Rechtslage wird zur 
Kenntnis genommen. Bei der Umsetzung werden 
die entsprechenden Maßnahmen durch die ausfüh-
renden Stellen getroffen.  
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahren 
wurde eine artenschutzrechtliche Untersuchung 
durchgeführt und ein Gutachten erarbeitet. Die Er-
gebnisse von 2017 wurden berücksichtigt jedoch 
neue Begehungen durchgeführt. Die Untersuchun-
gen sind inzwischen abgeschlossen und die Ergeb-
nisse werden im Rahmen der Auslegung vorgelegt. 
Die Inhalte sowie das Ergebnis wurden mit der Un-
teren Naturschutzbehörde abgestimmt.  
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Die nachfolgenden Punkte sollten in der weiteren Planung berücksichtig werden: 
- spezielle artenschutzrechtliche Prüfung auf Basis aktueller Erhebungen 
- Maßnahmen zum vogelgerechten Bauen bzw. Reduzierung von Vogelschlag an den Bauwerken 
- Fassadenbegrünung 
- Quartiere für gebäudebewohnende Tierarten 
- Insektenfreundliche Beleuchtung 
 
Die im stadtklimatischen Gutachten in Kap. 7 empfohlenen Maßnahmen zur Klimaoptimierung 
z.B. Dach- und Fassadenbegrünung, Baumpflanzungen sind als planungsrechtliche Festsetzungen 
in den Bebauungsplan zu übernehmen. 
 
Aus dem Aufgabenbereich Altlasten und Arbeits- und Umweltschutz werden keine Einwendungen 
gegen das geplante Bauvorhaben erhoben. 

Entsprechende Hinweise wurden in den Bebau-
ungsplanentwurf aufgenommen oder sind Be-
standteil der Untersuchungsergebnisse. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Stadt Ulm, Feuerwehr (Stellungnahme vom 27.02.2024) 
 
Aus brandschutztechnischer Sicht muss nachfolgendes beachtet werden: 
- Die Rettungswege der Schulgebäude müssen baulich sichergestellt werden. Stellflächen für die 
Drehleiter für Hubrettungsfahrzeuge sind nicht notwendig. 
- Zur wirksamen Brandbekämpfung sind die Straße "Am Eselsberg" und dich Stichzufahrt "Parken 
- Kiss&Ride - Anlieferung" gemäß VwV Feuerwehrflächen auszubilden. Am Wendehammer ist eine 
Bewegungsfläche für die Feuerwehr mit 7x12m vorzusehen, um ein Löschfahrzeug aufzustellen 
und in Betrieb nehmen zu können. 
- Die "Grüne Mitte" ist für die Feuerwehr befahrbar nach VwV Feuerwehrflächen herzustellen mit 
einer entsprechenden Bewegungsfläche in unmittelbarer Nähe des Haupteingangs. 
- Fassadenbegrünung ist nur im Rahmen des Hinweisblattes des AGBF "Brandschutz großflächig 
begrünter Fassaden" möglich. Die Prüfung erfolgt im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. 
- Es ist eine Löschwassermenge von 96m³/h über 2h mindestens sicherzustellen. 
 
Detaillierte Anforderungen zu notwendigen Feuerwehrzufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen 
werden im Rahmen des jeweiligen Baugesuchs gestellt. 
 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men und Anforderungen an die planende Abtei-
lung weitergeleitet. Die Brandschutzthemen wer-
den im Planungsprozess mit der Feuerwehr abge-
stimmt. 
 

Stadt Ulm, Abteilung Liegenschaften und Wirtschaftsförderung (Stellungnahme vom 08.03.2024) 
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Auf der südlichen Entwicklungsfläche des Flstk. 5398/1 entlang des Flstk. 1512/3 befinden sich im 
Entwicklungsfeld aktuell vermietet BE-Flächen bis 30.04.24 mit Vermutung für eine Verlängerung. 
Zusätzlich sucht die UWS noch BE-Flächen für den Umbau am Mähringer Weg auf der gegenüber-
liegenden Seite. LI muss informiert werden wie lange wir die Flächen als Baustelleinrichtung an 
Dritte (wie z.B. UWS) vermieten dürfen. 
 
Im Grundbuch ist folgende Vormerkung zu finden: 
Erwerbsvormerkung hinsichtlich einer Teilfläche von ca. 734m² für 2 Personen je zur Hälfte. Bezug: 
Bewilligung vom 29.01.2016 (Notariat Ulm, UR III 49/2016). Eingetragen (GA 37006 Bl. 4) am 
01.03.2016. 
Die Fläche ist mittlerweile vermessen und soll in Kürze aufgelassen werden.  
 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. Eine Abstimmung mit der Abteilung Liegen-
schaften zur Vermietung der Flächen ist erfolgt. 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Entsorgungsbetriebe Ulm (Stellungnahme vom 18.03.2024) 
 
Abwasser und Gewässer (Abt 1): 
Bei der Einleitung von Niederschlagswasser in den öffentlichen Mischwasserkanal im Mähringer 
Weg beträgt die maximale Drosselabflussspende qdrmax = 48 l/(s*ha) bezogen auf die Einzugsge-
bietsfläche AE. 
Entsprechende Rückhalteräume (z.B. Becken, Stauraumkanäle, etc.) und Drosselorgane sind auf 
dem privaten Grundstück vorzuhalten. Für die Bemessung der Regenrückhaltung sind die Regen-
spenden gem. KOSTRA-DWD 2020 zu verwenden. Die Bemessung muss nach dem Arbeitsblatt 
DWA-A 117 "Bemessung von Rückhalteräumen" mit einer Überschreitungshäufigkeit von n = 0,2 
1/a erfolgen. 
 
Der Mindestabstand von neu zu pflanzenden Bäumen zu öffentlichen Kanälen muss gemäß dem 
Regelwerk DWA-M 162 (Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle) 2,50m betragen (Außen-
kante Rohr zur Achse des Baumes). Eine Unterschreitung des Mindestabstands bis auf 1,50m darf 
nur in Ausnahmefällen nach Freigabe durch die EBU erfolgen. In diesem Fall ist ein Wurzelschutz 
vorzusehen. 
 
Bei der Abwasserbeseitigung ist die Abwassersatzung der Stadt Ulm zu beachten. Danach 
sind u.a. Hausanschlussleitungen vom Gebäude bis zum öffentlichen Kanal in der Straße als 
private Leitungen zu planen, bauen und unterhalten. 
Hausanschlussleitungen an den öffentlichen Kanal sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. Eine Abstimmung zwischen der planenden 
Fachabteilung und der EBU zu einer möglichen 
Konzeption für den Umgang mit dem anfallenden 
Oberflächenwasser erfolgt aktuell. 
 
 
 
 
Planänderung (redaktionell): Der Hinweis wird in 
den Entwurf aufgenommen. 
 
 
 
 
Planänderung (redaktionell): Der Hinweis wird in 
den Entwurf aufgenommen.  
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zu beantragen. Bestandsunterlagen des öffentlichen Kanals können bei den 
Entsorgungs-Betrieben der Stadt Ulm angefordert werden. 
 
Im Baufeld liegt ein bestehender Rückhaltekanal (RRB Am Eselsberg) der Dimension S2400/2400. 
Vor Baubeginn sind bei den Entsorgungs-Betrieben der Stadt Ulm Bestandspläne bezüglich dieses 
Kanals einzuholen. Einer Überbauung wird nicht zugestimmt. Ein Mindestabstand zur Kanalachse 
von 2,00m ist einzuhalten.  
 
Abfall und Stadtreinigung (Abt Il): 
1. Bau- und Abbruchabfälle, RC-Baustoffe 
1.1 Vermeidung und Verwertung von Bau- und Abbruchabfällen gem. LKreiWiG 
Bei geplanten Erdbaumaßnahmen ist gemäß § 3, Abs. 3 LKreiWiG darauf zu achten, dass ein Erd-
massenausgleich stattfindet. Dabei sollen die bei der Baumaßnahme zu erwartenden anfallenden 
Aushubmassen, vorausgesetzt einer bau- und umwelttechnischen Eignung, vor Ort wiederverwen-
det werden. Ein Abwägungsausfall durch die Nichtberücksichtigung des Erdmassenausgleichs kann 
zu einer Rechtswidrigkeit des Bebauungsplans führen.  
 
Für nicht verwendbare Aushubmassen sind entsprechende Entsorgungsmöglichkeiten einzuplanen. 
Dazu ist gemäß § 3, Abs. 4 LKreiWiG, bei verfahrenspflichtigen Bauvorhaben mit einem zu erwar-
tenden Anfall von mehr als 500 m³ Bodenaushub, verfahrenspflichtigen Abbruchmaßnahmen oder 
als Teilabbruch umfassende verfahrenspflichtige Baumaßnahmen, ein Abfallverwertungskonzept 
vorzulegen und durch die zuständige Abfallrechtsbehörde zu prüfen. 
 
Gemäß § 2, Abs. 4 LKreiWiG sind im Rahmen der Vorbildfunktion bei der Ausführung nicht uner-
heblicher Baumaßnahmen der öffentlichen Hand 
 

• die Bauleistungen so zu planen und auszuschreiben, dass geeignete und güteüberwachte 

RC-Baustoffe gleichberechtigt mit Baustoffen angeboten werden, die auf Basis des Einsat-

zes von Primärrohstoffen hergestellt wurden. 

• vorrangig RC-Baustoffe, insbesondere als Schüttmaterial, Tragschichtmaterial, Zuschlag-

stoff für RC-Beton, sowie für Verfüllungen, Dämme und Wälle, einzusetzen. 

Andernfalls sind die Gründe für eine Nichtberücksichtigung von RC-Baustoffen zu nennen. 
 

 
 
 
Planänderung: Für die betroffene Fläche wird im 
Entwurf eine von Bebauung freizuhaltende Fläche 
festgesetzt. Der Rückhaltekanal liegt außerhalb der 
überbaubaren Fläche, der Mindestabstand zum Ka-
nal wird sichergestellt. Der Hinweis wurde an die 
planende Fachabteilung weitergeleitet. 
 
 
Der Hinweis auf die geltende Rechtslage wird zur 
Kenntnis genommen. Bei der Umsetzung werden 
die entsprechenden Maßnahmen durch die ausfüh-
renden Stellen getroffen.  
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1.2 Getrenntsammel- und Verwertungspflicht gem. GewAbfV 
Gemäß § 8, Abs. 1 GewAbfV sind Bau- und Abbruchabfälle (alle gem. AVV 17 ausgenommen Bo-
den 17 05), die technische Machbar- und wirtschaftliche Zumutbarkeit vorausgesetzt, nach Stoff-
strömen getrennt zu sammeln und befördern, sowie vorrangig der Vorbereitung zur Wiederver-
wendung oder dem Recycling zuzuführen. 
 
Darüber hinaus ist gem. § 8, Abs. 3 GewAbfV, bei Baumaßnahmen mit einem zu erwartenden Ab-
fallvolumen ab 10 m³, die getrennte Sammlung, Beförderung und Verwertung von Bau und 
Abbruchabfällen dokumentationspflichtig. 
 
1.3 Andienungspflicht für nicht verwertbare Abfälle 
Für nicht verwertbare Abfälle, insbesondere Baurestmassen aus dem Abbruch bestehender Ge-
bäude, besteht die Überlassungspflicht an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nach § 17 
KrWG, soweit die Zuordnungswerte DK 1 der Deponieverordnung (DepV) vorliegen. DK 1-Abfälle 
zur Entsorgung bzw. Beseitigung sind an der Deponie Donaustetten anzudienen. 
 
2. Müllbehälter - Gewerbe-Wohnbebauung 
2.1 Bemessung Behälter 
Der Bedarf an Rest-, Bio- und Papiermüllbehältern (Anzahl bzw. Volumina) ist in Abhängigkeit der 
Nutzung (Wohn- oder Mischgebiet) und Anzahl der Bewohner ausreichend zu bemessen. Dies gilt 
auch und insbesondere für bereits bestehende Wohn- und Mischgebiete, welche aufgrund eines 
modifizierten Bebauungsplans eine personelle und dessen Nutzung betreffende Erweiterung erfah-
ren. 
 
2.2 Aufstellort 
Bei der Planung ist darauf zu achten, dass ausreichend und geeignete Stellflächen für die Müllbe-
hälter zur Verfügung stehen. Eine offene Unterbringung der Gefäße ist grundsätzlich zu vermeiden 
bzw. unzulässig. Sie sind innerhalb des Geltungsbereichs und auf den jeweilig zugehörigen Grund-
stücken aufzustellen und möglichst in die Haupt- bzw. Nebengebäude zu integrieren. Unter Um-
ständen können im Zuge einer Neubaumaßnahme, Unterflursysteme eine positive Alternative hin-
sichtlich Platzersparnis, Erscheinungsbild und/oder Emissionsminderung (Lärm, Geruch) etc. darstel-
len. 
 
2.3 Zugänglichkeit Entsorgungsfahrzeug 

 
Der Hinweis auf die geltende Rechtslage wird zur 
Kenntnis genommen. Bei der Umsetzung werden 
die entsprechenden Maßnahmen durch die ausfüh-
renden Stellen getroffen.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die geltende Rechtslage wird zur 
Kenntnis genommen. Bei der Umsetzung werden 
die entsprechenden Maßnahmen durch die ausfüh-
renden Stellen getroffen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei der 
Umsetzung werden die entsprechenden Maßnah-
men durch die ausführenden Stellen getroffen.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei der 
Umsetzung werden die entsprechenden Maßnah-
men durch die ausführenden Stellen getroffen.  
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Um eine ungehinderte Anfahrt der Müllfahrzeuge an jedes Grundstück zu gewährleisten, sind 
bei den Planungsarbeiten folgende Rahmenbedingungen zu berücksichtigen: 
 

• für eine sichere Entsorgungsfahrt müssen beidseits des Fahrzeugs mind. 0,5 m Freiraum 

vorhanden sein 

• die Fahrbahnbreite bei Einrichtungsverkehr sollte mindestens 3,55 m, bei schmalen 

Zweirichtungsfahrbahnen (Begegnungsverkehr) mindestens 4,75 m betragen 

• die lichte Durchfahrtshöhe darf 4,50 m nicht unterschreiten 

• die geplante Fahrbahn muss so bemessen sein, dass sie ein zulässiges Gesamtgewicht des 

Entsorgungsfahrzeuges von mindestens 26 t trägt 

• Ein- und Ausfahrten von Straßen müssen unter Berücksichtigung der Schleppkurven der 

Abfallsammelfahrzeuge bemessen sein 

• Das Rückwärtsfahren ist aufgrund des hohen Gefahrenpotenzials für Beschäftigte und Pas-

santen zu vermeiden. Um dies zu gewährleisten sind bei Sackgassen bzw. Straßen mit 

Durchfahrtbeschränkung auf die Entsorgungsfahrzeuge abgestimmte Wendeanlagen ein-

zuplanen 

Sind diese berufsgenossenschaftlichen Vorgaben nicht gewährleistet, müssen an erreichbaren, 
zentralen Standorte alternative Sammelplätze für die zu leerenden Müllbehälter eingerichtet wer-
den. 
 
Quellen: 
DGUV-Information 214-033 "Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für 
die Sammlung von Abfällen" 
DGUV-Regel 114-601 "Branche Abfallwirtschaft - Teil 1: Abfallsammlung" 
-RASt 06 "Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen" 
 
 
3. Wertstoffcontainer 
3.1 Standort 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei der 
Umsetzung werden die entsprechenden Maßnah-
men durch die ausführenden Stellen getroffen.  
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Im Zuge einer Baumaßnahme sollten im Baustellenbereich stehende Glas- und/oder Altkleidercon-
tainer nach Möglichkeit am Standort erhalten bleiben. Wenn dies nicht möglich ist muss einer Al-
ternativstandort in unmittelbarer Nähe gefunden werden. 
 
3.2 Zugänglichkeit Entsorgungsfahrzeug 
Hierbei gelten neben den unter 2.3 beschriebenen Vorgaben zusätzlich einzuhaltende Randbedin-
gungen für Entsorgungsfahrzeuge mit Ladekran: 
- zur Entleerung der Glas- und/oder Altkleidercontainer benötigt das Entsorgungsfahrzeug (mit 
ausgefahrenen Stützfüßen) eine Aufstellbreite von mindestens 4,20m 
 
Fuhrpark und Betriebe (Abt IV): 
keine Einwände 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die be-
stehenden Container sind von der Baumaßnahme 
nicht betroffen und liegen außerhalb des Geltungs-
bereichs. 

SWU Ulm/Neu Ulm GmbH (Stellungnahme vom 01.08.2023) 
 
Ihr Anliegen wurde von der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH auf eigene Belange untersucht. 
Nach Rückmeldung der betreffenden Fachabteilung dürfen wir Ihnen mitteilen, dass bei besagter 
Maßnahme bestehende Gas- und Wasseranschlüsse vorhanden sind, welche vor der Neubebauung 
getrennt oder gesichert werden müssen. 
 
Wir weisen auf geltende Abstände hin und bitten um frühzeitige Beteiligung an den Planungen. 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 

FUG Fernwärme Ulm GmbH (Stellungnahme vom 21.02.2024) 
 
Im Grundsatz bestehen gegen den Bebauungsplan "Bildungscampus Eselsberg" von Seite der FUG 
keine Einwände. Die neu zu erstellenden Gebäude können wie bereits besprochen, an das Fern-
wärmenetz der FUG angeschlossen werden. Die Planung unserer Fernwärme-Hauptleitung ist 
zwingend im Vorfeld mit der FUG abzustimmen. 
Die Lage der geplanten Fernwärmeleitungen ist im beigefügten Lageplan ersichtlich. 
 

 
 
Die Versorgung des Gebiets wird aktuell durch die 
planende Fachabteilung geprüft. Sofern ein An-
schluss an die Fernwärme Ulm erfolgt, wird die Pla-
nung im Vorfeld abgestimmt. 

Polizeipräsidium (Stellungnahme vom 17.04.2023) 
 
Aus verkehrlicher Sicht 

 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die 
Erschließung des Areals erfolgt über private Er-
schließungsstraßen. Die Anordnung von Hol- und 
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Die Erschließung des Areals, insbesondere evtl. Hol- und Bringverkehr sowie Lieferverkehr, sollte 
ausschließlich über den Seitenarm erfolgen, wo ausreichende Flächen einzuplanen wären. Im Mäh-
ringer Weg selbst gibt es bereits im Bestand erhebliche Probleme durch regelwidrig agierende "El-
tern-Taxen". 
 
Das Areal sollte idealerweise zum Mähringer Weg hin keinen Zugang haben, um die Sicherheit der 
Nutzer zu optimieren. Zumindest aber sollte ein direktes Betreten der Fahrbahn des Mähringer 
Wegs möglich sein. Den in den Plänen angezeichnete Fußgängerüberweg sehen wir im Kontext 
des Bestands mit nahen Lichtsignalanlagen und der Straßenbahntrasse im Sinne der einschlägigen 
Richtlinien (R-FGÜ) als nicht realisierbar an. Er sollte sich daher auch nicht in künftigen Planunterla-
gen finden. 
 
Aus Sicht der Kriminalprävention 
Aus kriminalpräventiver Sicht gibt es keine Einwände. 
Die Stärkung der subjektiven Sicherheit der Bevölkerung sowie die Verhinderung von Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten im öffentlichen Raum ist ein wesentliches Ziel der Sicherheitsbehörden. 
Insbesondere Straftaten mit terroristischen Hintergrund, wie es beispielsweise sogenannte Über-
fahrten mit mehrspurigen Fahrzeugen sind können, zeigen deutlich die große Verletzlichkeit des 
öffentlichen Raums. Ist diese Raum in seinen Grundzügen jedoch widerstandsfähig ausgestaltet, 
kommt er als Tatort weniger in Betracht. 
Die Gestaltung des Raums kann also Tatgelegenheiten verhindern bzw. abschwächen und die sich 
dort aufhaltenden Menschen schützen. 
Damit einbruchhemmende Maßnahmen bereits bei der Planung von Gebäuden - meinst noch kos-
tengünstig - mit einbezogen werden könne, müssen Architekten und Bauherren umfassend und 
frühzeitig informiert werden. Durch textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte deshalb auf die 
kostenfreie Beratung durch die Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle beim Polizeipräsidium Ulm hin-
gewiesen werden.  

Bringverkehr sowie die Erschließung des zukünfti-
gen Schulareals sind nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplans. Die Ausführungen wurden an die pla-
nende Fachabteilung weitergeleitet.  
 
Die Darstellungen im Plan waren Bestandteil des 
Wettbewerbs und kein verbindlicher Teil der Bau-
leitplanung. Im Zuge des Vorhabens sind keine Ein-
griffe in den bestehenden Kreuzungsbereich vorge-
sehen. 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Bei 
der Umsetzung werden die entsprechenden Maß-
nahmen durch die ausführenden Stellen getroffen.  
 

Deutsche Telekom (Stellungnahme vom 23.02.24) 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nut-
zungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Plan-
verfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die 
Deutsche Telekom wird im weiteren Verfahren be-
teiligt. Bei der Umsetzung werden die entsprechen-
den Maßnahmen durch die ausführenden Stellen 
getroffen.  
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Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die auf beigefügtem Plan er-
sichtlich sind. 
 

Vodafone (Stellungnahme vom 14.03.24) 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante Maßnahme 
keine Einwände geltend macht. In Ihren Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen 
unseres Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine 
Stellungnahme mit entsprechender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abge-
ben.  
Sollten aus Ihrer Sicht Änderungen am Bestandsnetz der zuständigen Vodafone-Gesellschaft(en) 
notwendigen werden, bitten wir um schnellstmögliche, schriftliche Kontaktaufnehme, mindestens 
jedoch drei Monate vor Baubeginn. Bitte beachten Sie, dass Umverlegungen an unserem Bestands-
netz nicht ohne schriftliche Genehmigungen erfolgen dürfen. Kosten für dadurch entstandene 
Stillstandszeiten werden von den Vodafone-Gesellschaft(en) nicht übernommen. 
Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen von ausführenden Tiefbauunternehmen anzufordern. 
Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet über die Seite: https://www.voda-
fone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/indes.html 
Bitte beachten Sie: Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der Vodafone 
Deutschland GmbH und Vodafone GmbH/Vodafone Wes GmbH angefordert werden. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der 
Träger wird im weiteren Verfahren beteiligt. 

 

https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/indes.html
https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/indes.html


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

ohne Anregung 
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Heck, Stefan (Stadt Ulm)

Von: Externe Planungsverfahren Netze BW <bauleitplanung@Netze-BW.de>

Gesendet: Freitag, 1. März 2024 15:26

An: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm)

Betreff: Stellungnahme zu Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans 

Bildungscampus Eselsberg - Vorgangs-Nr.: 2024.0206

Kategorien: in Bearbeitung Heck

Bebauungsplan „Bildungscampus Eselsberg“ in Ulm sowie örtliche Bauvorschriften zu diesem 
Bebauungsplan 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 

  

Ihr Zeichen:  
Ihr Schreiben vom: 16.02.2024 

  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Geltungsbereich der o.g. Bauleitplanung unterhalten bzw. planen wir keine elektrischen Anlagen und keine 
Gasversorgunganlagen. Wir haben daher keine Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

Abschließend bitten wir, uns nicht weiter am Verfahren zu beteiligen. 

  

Bei Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
  
Beste Grüße 
  

Kim Jennifer Tetzlaff 
  
Externe Planungsverfahren 
Netzentwicklung Projekte (TEPV) 
  
Netze BW GmbH 
Schelmenwasenstraße 15  70567 Stuttgart 
  
Telefon +49 711/2 89-8 24 16 
bauleitplanung@netze-bw.de 
www.netze-bw.de 
  
Netze BW GmbH ist ein Unternehmen der EnBW 
Sitz der Gesellschaft: Stuttgart; Handelsregister: Amtsgericht Stuttgart  HRB 747734; 
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dirk Güsewell 

Geschäftsführung: Dr. Christoph Müller (Vorsitzender), Dr. Martin Konermann, Bodo Moray, Steffen Ringwald 
  
Unsere Datenschutzhinweise sowie die Hinweise zum Widerspruchsrecht finden Sie unter: www.netze-bw.de/datenschutz  
  

Von: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm) <buergerservice-bauen@ulm.de>  

Gesendet: Freitag, 16. Februar 2024 11:27 

An: T-NL-Suedwest-PTI-22-Bauleitplanung@telekom.de; Externe Planungsverfahren Netze BW 

<bauleitplanung@Netze-BW.de>; leitungsauskunft@terranets-bw.de; info@hwk-ulm.de; info@ulm.ihk.de; 

gesundheitsamt@alb-donau-kreis.de; info@nachbarschaftsvebrnad-ulm.de; Ulm.pp.fest.e.v@polizei.bwl.de; 

bauleitplanung@rpt.bwl.de; ToeB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de; abteilung9@rpf.bwl.de; 

michael.kittelberger@rpt.bwl.de; sekretariat@rvdi.de; Karin.Mack@swu.de; koordination@ulm-netze.de; Nagel 

Tobias <tobias.nagel@fernwaerme-ulm.de>; Andreas.Thur@Fernwaerme-ulm.de; Netze@Fernwaerme-ulm.de; SUB 

V - Umweltrecht und Gewerbeaufsicht (Stadt Ulm) <umweltrecht@ulm.de>; ZentralePlanung.ND@vodafone.com; 

Zentraleplanungnd@unitymedia.de 
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Betreff: Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans Bildungscampus Eselsberg - Vorgangs-Nr.: 

2024.0206 

  

  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
die Stadt Ulm hat beschlossen, den o.g. Bebauungsplan aufzustellen. Es gilt der Bebauungsplanvorentwurf der 
Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt und Baurecht vom 08.01.2024. 
Nach § 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zu unterrichten und zur Äußerung aufzufordern. 
  
Zweck der Stellungnahme ist, der Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt und Baurecht die notwendigen 
Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Ferner soll sie Aufschluss 
über von Ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und sonstige Maßnahmen und deren 
zeitliche Abwicklung geben, wenn diese für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebietes 
bedeutsam sein können. 
  
Die Planunterlagen werden zur Einsicht vom 19.02.2024 bis einschließlich 18.03.2024 im Bürgerservice Bauen 
der Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht, Münchner Str. 2, Zimmer 0.001 öffentlich dargelegt. Die 
Planunterlagen können im Internet, unter www.ulm.de > Leben in Ulm > Bauen & Wohnen > Rund ums Bauen 
> Bebauungsplan > Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen werden. 
  
Werden aufgrund der Planung die von Ihnen zu vertretenden öffentliche Belange berührt, bitten wir um Ihre 
Stellungnahme zu dem Vorentwurf bis spätestens 18.03.2024. 
Sollte uns bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme vorliegen, gehen wir davon aus, dass von Ihnen zu 
vertretende Belange durch den Bebauungsplan nicht berührt werden. 
  
Mit freundlichen Grüßen 

Stefan Heck 

  
Stadt Ulm 

Stadtplanung, Umwelt und Baurecht 
Bürger-Service Bauen 

Münchner Str. 2, 89073 Ulm 

Tel.: 0731 /161-6999 

Fax.: 0731/161-6130 

buergerservice-bauen@ulm.de 
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Heck, Stefan (Stadt Ulm)

Von: Cesare, Manuela (Stadt Ulm)
Gesendet: Donnerstag, 7. März 2024 10:42
An: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm)
Cc: BS - Bildung und Sport (Stadt Ulm)
Betreff: AW: Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans 

Bildungscampus Eselsberg 

Kategorien: in Bearbeitung Heck

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 

 

Von: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm) <buergerservice-bauen@ulm.de>  
Gesendet: Freitag, 16. Februar 2024 11:33 
An: BS - Bildung und Sport (Stadt Ulm) <BS@ulm.de>; kanalauskunft@ebu-ulm.de; FW - Feuerwehr / Vorbeugender 
Brandschutz (Stadt Ulm) <feuerwehr-vb@ulm.de>; LI - Abteilung Liegenschaften und Wirtschaftsförderung (Stadt 
Ulm) <Liegenschaften@ulm.de>; GM - Gebäudemanagement (Stadt Ulm) <GM@ulm.de>; Willmann, Ulrich (Stadt 
Ulm) <U.Willmann@ulm.de>; VGV - Verkehrsplanung, Grünflächen und Vermessung (Stadt Ulm) <vgv@ulm.de> 
Betreff: Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans Bildungscampus Eselsberg  
 

 
 

 

 
 

 
 



2

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mit Anregung 
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Heck, Stefan (Stadt Ulm)

Von: Ströhle Dr., Franziska <Franziska.Stroehle@alb-donau-kreis.de>
Gesendet: Dienstag, 5. März 2024 12:08
An: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm)
Betreff: WG: Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans 

Bildungscampus Eselsberg

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,  
 
seitens des Gesundheitsamtes bestehen keine Bedenken. Eine kleine Anmerkung: Bisher ist zwischen dem 
Verkehrsweg (kann sich aufheizen) und dem Gebäudekomplex der Schule viel ausgleichende Grünfläche, diese wird 
nun durch das Vorrücken der Fassade minimiert, insbesondere auf Höhe der Haltestelle. Schön wäre ein kleiner 
Streifen, der die versiegelten Flächen vor der Fassade unterbricht und für etwas Kühlung sorgt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Franziska Ströhle  
Landratsamt Alb-Donau-Kreis 
Fachdienst Gesundheit 
Schillerstraße 30, 89073 Ulm 
Tel.: 0731/185-1359 
E-Mail: Franziska.Stroehle@alb-donau-kreis.de 
www.alb-donau-kreis.de 
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Heck, Stefan (Stadt Ulm)

Von: Sauter, Manuel (Stadt Ulm)
Gesendet: Dienstag, 27. Februar 2024 08:00
An: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm)
Betreff: WG: Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans 

Bildungscampus Eselsberg 
Anlagen: Bildungscampus Eselsberg.doc

Sehr geehrter Herr Heck, 
 
anbei die Stellungnahme der Feuerwehr. 
 
 

 
Von: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm) <buergerservice-bauen@ulm.de>  
Gesendet: Freitag, 16. Februar 2024 11:33 
An: BS - Bildung und Sport (Stadt Ulm) <BS@ulm.de>; kanalauskunft@ebu-ulm.de; FW - Feuerwehr / Vorbeugender 
Brandschutz (Stadt Ulm) <feuerwehr-vb@ulm.de>; LI - Abteilung Liegenschaften und Wirtschaftsförderung (Stadt 
Ulm) <Liegenschaften@ulm.de>; GM - Gebäudemanagement (Stadt Ulm) <GM@ulm.de>; Willmann, Ulrich (Stadt 
Ulm) <U.Willmann@ulm.de>; VGV - Verkehrsplanung, Grünflächen und Vermessung (Stadt Ulm) <vgv@ulm.de> 
Betreff: Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans Bildungscampus Eselsberg  
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FW 27.02.2024 
 NSt. 7122 
 
 
 
 
SUB 
Herr Heck 
 
 
 
 
Stellungnahme zum Bebauungsplan „Bildungscampus Eselsberg“ 
Ihre Anschreiben vom 16.02.2024 
 
 
 
Aus brandschutztechnischer Sicht muss nachfolgendes beachtet werden: 
 
- Die Rettungswege im Schulgebäude müssen baulich sichergestellt werden. Stellflächen für 
die Drehleiter für Hubrettungsfahrzeuge sind nicht notwendig. 
- Zur wirksamen Brandbekämpfung sind die Straße "Am Eselsberg" und die Stichzufahrt 
"Parken - Kiss§Ride - Anlieferung" gemäß VwV Feuerwehrflächen auszubilden. Am 
Wendehammer ist eine Bewegungsfläche für die Feuerwehr mit 7x12m vorzusehen, um ein 
Löschfahrzeug aufzustellen und in Betrieb nehmen zu können. 
- Die "Grüne Mitte" ist für die Feuerwehr befahrbar nach VwV Feuerwehrflächen 
herzustellen mit einer entsprechenden Bewegungsfläche in unmittelbarer Nähe des 
Haupteingangs. 
-  Fassadenbegrünung ist nur im Rahmen des Hinweisblattes des AGBF "Brandschutz 
großflächig begrünter Fassaden" möglich. Die Prüfung erfolgt im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens. 
- Es ist eine Löschwassermenge von 96 m3/h über 2 h mindestens sicherzustellen. 
 
 
Detaillierte Anforderungen zu notwendigen Feuerwehrzufahrten, Aufstell- und 
Bewegungsflächen werden im Rahmen des jeweiligen Baugesuchs gestellt. 
 
 
 
 
 

Sauter 
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Heck, Stefan (Stadt Ulm)

Von: Durst, Reiner <Reiner.Durst@polizei.bwl.de> im Auftrag von 
ULM.PP.FEST.E.V <ULM.PP.FEST.E.V@polizei.bwl.de>

Gesendet: Dienstag, 5. März 2024 14:44
An: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm)
Cc: Hahner, Mario
Betreff: Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans Bildungscampus 

Eselsberg, hier Stellungnahme des PP Ulm
Anlagen: Stellungnahme Bildungscampus Eselsberg.pdf

Kategorien: erledigt; in Bearbeitung Heck

Sehr geehrter Herr Heck, 
 
zur Aufstellung des o. a. Bebauungsplans nimmt das PP Ulm wie folgt Stellung. 
 
Aus verkehrlicher Sicht: 
 
Die Erschließung des Areals, insbesondere evtl. Hol- und Bring- sowie Lieferverkehr, sollte ausschließlich über den 
Seitenarm erfolgen, wo ausreichende Flächen einzuplanen wären. Im Mähringer selbst gibt es bereits im Bestand 
erhebliche Probleme durch regelwidrig agierende „Eltern-Taxen“. 
Das Areal sollte idealerweise zum Mähringer Weg hin keinen Zugang haben, um die Sicherheit der Nutzer zu 
optimieren. Zumindest aber sollte ein direktes Betreten der Fahrbahn des Mähringer Wegs möglich sein. 
Den in den Plänen eingezeichneten Fußgängerüberweg sehen wir im Kontext des Bestands mit nahen Lichtsignalen 
und der Straßenbahntrasse im Sinne der einschlägigen Richtlinien (R-FGÜ) als nicht realisierbar an. Er sollte sich 
daher auch nicht in klünftigen Planunterlagen finden. 
 
Aus kriminalpräventiver Sicht: 
 
Bitte öffnen Sie die angefügte Stellungnahme der Polizeilichen Prävention. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Reiner Durst 
Polizeipräsidium Ulm 
Führungs- und Einsatzstab Einsatz/Verkehr 
Münsterplatz 47 
89073 Ulm 
Tel. 0731/188-2134 
Mail persönlich: reiner.durst@polizei.bwl.de 
Funktionspostfach: ulm.pp.fest.e.v@polizei.bwl.de (Sichtung auch bei meiner Abwesenheit) 
 
 
 
Von: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm) <buergerservice-bauen@ulm.de>  
Gesendet: Freitag, 16. Februar 2024 11:27 
An: T-NL-Suedwest-PTI-22-Bauleitplanung@telekom.de; bauleitplanung@netze-bw.de; leitungsauskunft@terranets-
bw.de; info@hwk-ulm.de; info@ulm.ihk.de; gesundheitsamt@alb-donau-kreis.de; info@nachbarschaftsvebrnad-
ulm.de; ULM.PP.FEST.E.V <ULM.PP.FEST.E.V@polizei.bwl.de>; bauleitplanung@rpt.bwl.de; ToeB-
BeteiligungLAD@rps.bwl.de; abteilung9@rpf.bwl.de; michael.kittelberger@rpt.bwl.de; sekretariat@rvdi.de; 
Karin.Mack@swu.de; koordination@ulm-netze.de; Tobias.Nagel@Fernwaerme-ulm.de; 
Andreas.Thur@Fernwaerme-ulm.de; Netze@Fernwaerme-ulm.de; SUB V - Umweltrecht und Gewerbeaufsicht (Stadt 
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Ulm) <umweltrecht@ulm.de>; ZentralePlanung.ND@vodafone.com; Zentraleplanungnd@unitymedia.de 
Betreff: Frühzeitige Behördenunterrichtung des Bebauungsplans Bildungscampus Eselsberg  
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REFERAT PRÄVENTION 

Polizeipräsidium Ulm · Schwambergerstr. 6, 89073 Ulm 

 
Polizeipräsidium Ulm 
Führungs- und Einsatzstab 
Einsatz/Verkehr 
Münsterplatz 47 
 
89073 Ulm 
 

Datum 04.03.2024 

Name Reiner Schneider 

Durchwahl 0731/188-1414 

E-Mail 

 

Aktenzeichen 

 

Reiner.Schneider@polizei.bwl.de  

ulm.pp.praevention@polizei.bwl.de  

-ohne- 

(Bitte bei Antwort angeben) 

 
 
 
 

 Bebauungsplan „Bildungscampus Eselsberg“ 
Stellungnahme aus kriminalpräventiver Sicht  

                        

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

 

aus kriminalpräventiver Sicht gibt es keine Einwände. 

 

 

Die Stärkung der subjektiven Sicherheit der Bevölkerung sowie die Verhinderung 

von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im öffentlichen Raum ist ein wesentliches 

Ziel der Sicherheitsbehörden. 

Insbesondere Straftaten mit terroristischem Hintergrund, wie es beispielsweise 

sogenannte Überfahrtaten mit mehrspurigen Fahrzeugen sein können, zeigen 

deutlich die große Verletzlichkeit eines öffentlichen Raums. 

Ist dieser Raum in seinen Grundzügen jedoch widerstandsfähig ausgestaltet, kommt 

er als Tatort weniger in Betracht. 

Die Gestaltung eines Raums kann also Tatgelegenheiten verhindern bzw. 

abschwächen und die sich dort aufhaltenden Menschen schützen. 

 

http://www.polizei-bw.de/
http://www.service-bw.de/
mailto:Reiner.Schneider@polizei.bwl.de
mailto:ulm.pp.praevention@polizei.bwl.de


- 2 - 

 

 

Damit einbruchhemmende Maßnahmen bereits bei der Planung von Gebäuden        

- meist noch kostengünstig -  mit einbezogen werden können, müssen Architekten 

und Bauherren umfassend und frühzeitig informiert werden. Durch textlichen 

Hinweis im Bebauungsplan sollte deshalb auf die kostenfreie Beratung durch die 

Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle beim Polizeipräsidium Ulm hingewiesen 

werden. 
 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Reiner Schneider 
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Heck, Stefan (Stadt Ulm)

Von: B.Beck@telekom.de
Gesendet: Freitag, 23. Februar 2024 13:42
An: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm)
Betreff: Ulm BebPl Bildungscampus Eselsberg | Südwest22_2024_87753
Anlagen: Lap Ulm BebPl Bildungszentrum Eselsberg.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus beigefügtem Plan ersichtlich 
sind. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Bernd Beck 
 
 
DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 
Technik Niederlassung Südwest 
Dipl.Ing. (FH) Bernd Beck 
PTI 22 Referent B1  
Blumenstr. 8 - 14, 70182 Stuttgart 
+49 711 999 - 2138 (Tel.) 
+49 170 926 1466 (Mobil) 
E-Mail: b.beck@telekom.de 
www.telekom.de 
 
ERLEBEN, WAS VERBINDET.   

 
Die gesetzlichen Pflichtangaben finden Sie unter: www.telekom.de/pflichtangaben-dttechnik 
 
GROSSE VERÄNDERUNGEN FANGEN KLEIN AN – RESSOURCEN SCHONEN UND NICHT JEDE E-MAIL DRUCKEN. 
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